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Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schrift-
lichen Beantwortung 
 
 
 
 
Abgeordnete Henriette Quade (DIE LINKE) 
 
 
Beamtinnen und Beamte der Landespolizei bei Einsätzen der Europäischen 
Grenzschutzagentur Frontex 
 
Kleine Anfrage - KA 7/3241 
 
 
Vorbemerkung des Fragestellenden: 
 
Auf Grundlage einer Recherche von Arne Semsrott und Luisa Izuzquiza - veröffent-
licht u. a. durch das Recherchezentrum Correctiv am 4. August 2019 und Report 
München am 6. August 2019 - wurden Vorwürfe über Menschenrechtsverletzungen 
bei Einsätzen der Grenzschutzagentur Frontex bekannt. 
 
 
Antwort der Landesregierung 
erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport 
 
Namens der Landesregierung beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
1. Wurden in den vergangenen fünf Jahren Beamtinnen und Beamte der Lan-

despolizei Sachsen-Anhalts zu Einsätzen der Grenzschutzagentur Frontex 
entsandt? 

 
2. Falls ja, wie viele Beamtinnen und Beamte wurden entsandt und in welche 

Mitgliedsstaaten der EU wurden sie entsandt? Bitte nach Jahr und Mit-
gliedsstaat aufschlüsseln. 
 
Die Fragen 1 und 2 werden zusammenhängend beantwortet. 
 
Die Polizei des Landes Sachsen-Anhalt unterstützt die Bundespolizei im Aus-
land bei Einsätzen der Europäischen Grenz- und Küstenschutzagentur 
(FRONTEX) in EU-Staaten seit dem Jahr 2016. 
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Die Anzahl der eingesetzten Bediensteten in den jeweiligen Mitgliedsländern 
kann der nachfolgenden Tabelle entnommen werden: 
 

 Italien Griechenland Bulgarien 

2016 5 0 0 

2017 2 0 1 

2018 3 1 0 

2019 1 2 2 

 
3. Waren oder sind der Landesregierung Vorwürfe bekannt, wonach Men-

schenrechtsverletzungen bei Einsätzen von Frontex mindestens geduldet 
wurden? 

 
4. Gab es Hinweise aus den Reihen der entsandten Polizeibeamt_innen aus 

Sachsen-Anhalt auf die in Rede stehenden Menschenrechtsverletzungen? 
 
Die Fragen 3 und 4 werden zusammenhängend beantwortet. 
 
Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 

 
5. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung in Bezug auf die Ent-

sendung von Polizeibeamt_innen aus Sachsen-Anhalt zu Grenzschutzein-
sätzen von Frontex, falls sich die Vorwürfe erhärten? 
 
Entfällt. 

 


